
 

Dringlicher Entschließungsantrag  

der Fraktion DIE LINKE  

betreffend keine Zustimmung im Bundesrat zu den Änderungen im 

Asylbewerberleistungsgesetz 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Hessische Landtag sieht in dem dritten Gesetz zur Änderung des AsylbLG, das am 
16.12.2016 im Bundesrat zur Verabschiedung vorliegt, eine nochmalige gravierende Kürzung 
der Leistungen für Flüchtlinge. Dies widerspricht deutlich dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 18.07.2012 zum AsylbLG, wonach "die Menschenwürde migrationspolitisch nicht 
relativierbar" ist.  
 
Der Landtag verurteilt dieses Vorgehen und erwartet von der Landesregierung, dass sie diesem 
Gesetzesvorhaben nicht zustimmt.  
 
 
Begründung:  

Erfolgt mündlich 
 
 
Wiesbaden, 14. Dezember 2016 
 
Die Fraktionsvorsitzende: 
Wissler 

Der Fraktionsvorsitzende: 
van Ooyen 
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